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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Bürgerrecht

Der Ständerat überwies in der Frühjahrssession die im Vorjahr vom Nationalrat
gutgeheissene Motion Hubmann (sp, ZH; Mo. 98.3582) für die automatische
Einbürgerung von in der Schweiz aufgewachsenen Ausländern lediglich in
Postulatsform. Zum Zeitpunkt dieses Entscheids lief schon die Vernehmlassung über
ein umfassenderes Projekt des EJPD zur Revision der Einbürgerungsbestimmungen.
Ende 2001 unterbreitete der Bundesrat dem Parlament seine Vorschläge. Er beantragte,
wie bereits in der am Ständemehr gescheiterten Vorlage von 1994, eine
Vereinheitlichung der erleichterten Einbürgerung für in der Schweiz aufgewachsene
Jugendliche. Kinder von in der Schweiz wohnhaften Ausländerpaaren, bei denen
mindestens ein Elternteil in der Schweiz aufgewachsen ist (sog. 3. Generation), sollen
bei der Geburt automatisch eingebürgert werden. Für die ordentliche Einbürgerung soll
die Wohnsitzfrist von zwölf auf acht Jahre verkürzt und die Gebühren auf die reinen
Verwaltungskosten reduziert werden. Zudem möchte der Bundesrat ein
Beschwerderecht gegen Ablehnungsentscheide von kommunalen Behörden einführen.
Um ein allfälliges Debakel in der Volksabstimmung zu vermeiden, gliederte der
Bundesrat seine Vorschläge in drei separate Revisionspakete (automatische
Einbürgerung, erleichterte und ordentliche Einbürgerung, Beschwerderecht); sowohl
für die erleichterte als auch für die automatische Einbürgerung sind zudem
Verfassungsrevisionen erforderlich. In der vorangegangenen Vernehmlassung hatte sich
die SVP gegen die meisten Neuerungen gewehrt; die SD lehnten die ganze Revision ab.
Die CVP sprach sich gegen die automatische Einbürgerung der 3. Generation aus und
schlug vor, dass in diesen Fällen das Bürgerrecht nur auf Antrag der Eltern ohne weitere
Formalitäten erteilt werden soll. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.03.2001
HANS HIRTER

1) AB SR, 2001, S. 24 f. ; BBl, 2002, S. 1911 ff.; Presse vom 22.11.01. Zur Vernehmlassung siehe Presse vom 4.1., 1.2. und 28.6.01;
Bund, 15.5.01; LT, 18.5.01. Zur SVP siehe auch Bund, 31.7.01.
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